
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kommentar Dietrich Schulze  
SprecherInnenkreis Initiative gegen Militärforschung an Universitäten dietrich.schulze@gmx.de 

Die Friedenbewegten hatten sich zu früh gefreut. Kultusminister Dorgerloh (SPD) in Sachsen-Anhalt ist 
eingeknickt vor CDU und „Parlamentsarmee“, gewöhnlich als Bundeswehr bezeichnet. 

So etwas kann in Baden-Württemberg nicht passieren. Hier ist Kultusminister Stoch (SPD) bereits am 
27. Juli mit der Inkraftsetzung der olivgrünen (sorry rotgrünen) Kooperationsvereinbarung Bundeswehr/-
Schulen vor CDU und „Parlamentsarmee“ eingeknickt. Und die BW-Kampagne „Schulfrei für wer weiß wen“ 
ist ihm willig gefolgt und hat ihr Einknicken am 30. Oktober mit einer Bundeswehr-kompatiblen sog. 
Friedensbildung-Erklärung feierlich abgesegnet. Das Ländle mit seinen flexiblen Politikern ist eben denen 
das im Osten weit voraus und vermeidet nutzlose Umwege. 

Ach halt „Einknicken“ ist schon wieder so ein Schimpfwort von einem, der diese einknickende Verbeugung 
nicht mitmachen wollte. Viel schöner ist die in Sachsen-Anhalt gewählte Bezeichnung „Selbstkorrektur“.  
Weil aber einige in der BW-Kampagne partout eine solche „Selbstkorrektur“ nicht mitmachen wollen, 
werden sie ganz einfach rausgeekelt. Mehr dazu hier: http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20141212.pdf 

Mehr Lohn für  
Fastfood-Beschäftigte
Berlin. Mehr als 100.000 Be-
schäftigte von Fastfoodketten 
wie McDonald’s, Burger King, 
Pizza Hut und Starbucks erhal-
ten in Deutschland ab Januar 
mehr Lohn. Sie arbeiten in etwa 
1.400 Betrieben der Systemga-
stronomie. Der Bundesverband 
der Systemgastronomie (BdS) 
und die Gewerkschaft Nahrung, 
Genuss, Gaststätten (NGG) 
einigten sich in der Nacht 
zum Mittwoch auf ein neues 
Tarifpaket, wie beide Seiten 
mitteilten. Sie hatten sich nach 
vier erfolglosen Tarifrunden 
auf eine Schlichtung geeinigt, 

die ehemalige stellvertretende 
Vorsitzende des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes (DGB), Ur-
sula Engelen-Kefer (Foto), ver-
half nun zum Durchbruch. Die 
Einigung sieht zum einen die 
Erhöhung des untersten Tarif-
lohns auf 8,51 Euro pro Stunde 
ab Januar 2015 vor. Außerdem 
sollen die Entgelte in den un-
teren Tarifgruppen überdurch-
schnittlich und die Gehälter für 
Auszubildende deutlich stei-
gen. Spätestens zum 1. August 
2018 sollen die Löhne in allen 
Tarifgruppen in Ost und West 
angeglichen sein. Der stell-
vertretende NGG-Vorsitzende 
Burkhard Siebert begrüßte, dass 
»nach langen und zähen Ver-
handlungen« ein ausgewogener 
Abschluss erreicht worden sei. 
Engelen-Kefer erklärte, dass der 
gesetzliche Mindestlohn »gera-
de in der Systemgastronomie« 
für viele Arbeitnehmer zu einer 
Verbesserung ihrer Löhne füh-
ren werde. � (AFP/jW)

Verfassungsschutz:  
jW bleibt draußen
Berlin. Am Dienstag hat der Ber-
liner Verfassungsschutz über die 
»Herausforderung für unsere 
Demokratie«, gemeint war der 
sogenannte Linksextremismus, 
aufgeklärt. Der genaue Inhalt 
der ganztägigen Veranstaltung 
blieb unserer Redaktion jedoch 
verborgen: Nach einer zunächst 
eingegangenen Teilnahmebestä-
tigung lud man junge Welt mit 
dem Hinweis wieder aus, sämt-
liche Plätze seien bereits ver-
geben. Die Platzzusage sei nur 
»bedauerlicherweise versehent-
lich« an jW versendet worden, 
die der Behörde laut eigenem 
Bericht als »derzeit bedeutend-
stes und auflagenstärkstes Print-
medium im Linksextremismus« 
gilt. Derweil wurde vor der Ver-
anstaltung die vom Verfassungs-
schutz betriebene Gleichsetzung 
von links und rechts kritisiert. 
»Die Extremismustheorie, die 
hier betrieben wird, ist Quatsch. 
Und sie ist gefährlich, denn sie 
lenkt vom Rassismus der bür-
gerlichen Mitte ab, den wir etwa 
bei PEGIDA sehen«, erklärte 
Christoph Husemann, Sprecher 
der Grünen Jugend Berlin. � (jW)

Bundeswehr an Schulen? Das 
muss ungebremst möglich sein, 
findet Sachsen-Anhalts CDU-

Fraktion. Ihr Veto gegen einen Anfang 
Dezember veröffentlichten Erlass von 
Landeskultusminister Stephan Dorger-
loh (SPD), nach welchem Jugendoffi-
ziere nur vor Schülern referieren sollten, 
wenn auch Friedensinitiativen zu Wort 
kommen (jW berichtete), hat den Koali-
tionspartner einknicken lassen. Nach ei-
nem Treffen mit dem Kommandeur des 
Landeskommandos Sachsen-Anhalt, 
Axel Lautenschläger, rudert der sozi-
aldemokratische Minister nun zurück. 
Die Richtlinie werde überarbeitet, teilte 
sein Ministerium am Dienstag mit.

In Sachsen-Anhalts Schulen gehö-
ren »Informationsveranstaltungen« mit 
Bundeswehrvertretern und Fahrten zum 
nahen Gefechtsübungszentrum (GÜZ) 
Altmark mit Panzer- und Waffenschau 
seit langem zum normalen Unterricht. 
Werbung für die Ausbildung an der 
Waffe gibt es gratis. Vor gut zwei Jah-
ren berichtete jW über einen solchen 
Ausflug einer 10. Klasse einer Schule in 
Zielitz. Eltern von Jugendlichen hatten 
moniert, dass sie zuvor nicht informiert 
worden seien. Dies sei unnötig, weil 
es auf dem Stundenplan im Fach So-
zialkunde stehe, rechtfertigte sich der 
Schulleiter seinerzeit. Außerdem hätten 
die Kinder »viel Spaß« gehabt.

Den »erlebnispädagogischen 
Eventcharakter« solcher Truppenbe-
suche wollte Minister Dorgerloh zur 
Freude der Linksfraktion mit seinem 
Erlass eindämmen, wie sein Haus vor 
einer Woche mitteilte. Zudem soll-
te dem Militär jegliche Werbung vor 
Schülern verboten werden. Ferner be-
rief sich Dorgerloh auf den »Beutels-
bacher Konsens«. Diese Richtlinie der 
Bundeszentrale für politische Bildung 
soll verhindern, Schüler mit erwünsch-
ten Meinungen zu »überrumpeln«. Es 
seien darum immer mehrere Ansichten 
zur Diskussion zu stellen. Ansonsten 
würde »die Grenze zur Indoktrination« 
überschritten. Dies müsse, wie bereits 

für Parteien, auch für die Bundeswehr 
gelten, erklärte der SPD-Politiker. Er 
forderte, pazifistische Haltungen mi-
litärischen Ansätzen gleichberechtigt 
gegenüberzustellen. Dagegen zog die 
CDU zu Felde. Ein solcher Schritt ne-
giere den »Friedensauftrag der Parla-
mentsarmee«, wetterte Fraktionschef 
André Schröder vorige Woche gegen-
über jW. Er verlangte von Dorgerloh 
eine »Begründung«.

Am Dienstag einigten sich der Mini-
ster und Kommandeur Lautenschläger 
nun darauf, dass Schulen doch nicht 
zwingend Vertreter von Friedensin-
itiativen bei einem Bundeswehrauftritt 
einladen müssten. Es könnten auch 
Lehrer die »Vor- und Nachbereitung« 
übernehmen, erklärte Dorgerloh. Die 
Formulierung »Eventcharakter« soll ge-
strichen und statt dessen der »Informa-
tionscharakter« von Truppenbesuchen 
hervorgehoben werden. Festgeschrie-
ben soll aber werden, dass die Teilnah-
me von Schülern an Veranstaltungen 
mit dem Heer freiwillig sein müsse. 
Ferner weichte Dorgerloh das Werbe-
verbot auf. Es werde nun klar getrennt 
zwischen einem Besuch von Jugendof-
fizieren und Berufsberatern der Bundes-
wehr. Letzteren bleibe es erlaubt, den 
Schülern die Armee »als Arbeitgeber 
vorzustellen«. Die neue Handreichung 
werde im nächsten Schulverwaltungs-
blatt veröffentlicht, informierte das Mi-
nisterium.

CDU-Mann Schröder zeigte sich 
nach dem »Kompromiss« erfreut. Die 
Arbeit an Schulen dürfe der Bundes-
wehr nicht erschwert werden. »Die 
völlig unnötige Handreichung mit dem 
konstruierten Gegensatz von Friedens-
bewegung und Parlamentsarmee ist hof-
fentlich damit vom Tisch.« Der Christ-
demokrat lobte die »Selbstkorrektur« 
des SPD-Ministers.

»Selbstkorrektur«
Sachsen-Anhalts SPD knickt vor CDU ein: Bundeswehr darf nun doch ohne 
Friedensinitiativen in die Schulen. Von Susan Bonath

Werben um Kanonenfutter: Ein »Infotruck« der Bundeswehr bezirzt Jugendliche in Trier (Mai 2011) 
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Leiharbeit rechnet sich. Beispiels-
weise für den Waffenhersteller 
Umarex mit Sitz im nordrhein-

westfälischen Arnsberg. Dem verhalf 
sie zu einem Bombengeschäft, bis zum 
Sommer 2013. Dann begannen eine Ab-
satzkrise in den USA und verschärfte 
Exportbestimmungen die Gewinne zu 
drücken. Deutlich mehr als 100 Zeitar-
beiter wurden seitdem vor die Tür ge-
setzt. Von zwischenzeitlich »weit über 
150«, wie die örtliche IG-Metall vor-
rechnet, sind heute noch zwölf übrig. 
Die Industriegewerkschaft wirft dem 
Unternehmen vor, seine Profite vor 
allem mit billigen Arbeitskräften er-
zielt zu haben. Leider sei Umarex »ein 
schlechtes Beispiel für die Personalpo-
litik in unserer Wirtschaftsregion«.

An dem Fall zeigt sich noch mehr. 
Leiharbeit lädt nicht nur zum Miss-
brauch ein, in der Regel erweist sie 
sich auch als unbrauchbar, Menschen 
dauerhaft in Arbeit zu bringen. Dabei 
wird genau damit seit Bestehen der 
Hartz-Gesetzgebung ihr großflächiger 
Einsatz begründet. Aktuell gibt es rund 
eine Million Beschäftigte in »Arbeit-
nehmerüberlassung«, wie das Instru-
ment auf amtsdeutsch heißt. Nach den 
schönen Vorstellungen der Arbeits-

marktstrategen sollen die Betroffenen 
aber nicht langfristig »überlassen« wer-
den, sondern nach einer überschauba-
ren Bewährungszeit in der Entleihfirma 
als dann Festangestellte »hängenblei-
ben«.

Dieser »Klebeeffekt« ist jedoch alles 
andere als die Regel, wie jetzt auch die 
Bundesregierung einräumen musste. 
Aus deren Antwort auf eine Anfrage der 
Bundestagsabgeordneten Brigitte Poth-
mer (Grüne) geht hervor, dass über die 
Hälfte der von der Bundesagentur für 
Arbeit (BA) vermittelten Hartz-IV-Be-
zieher vor Ablauf eines Jahres wieder 
arbeitslos ist. Nach sechs Monaten trifft 
dies schon auf 40 Prozent zu. »Leih-
arbeit ist keine Brücke in dauerhafte 
Beschäftigung, sondern eine Drehtür 
zurück in die Arbeitslosigkeit«, kriti-
siert die Arbeitsmarktexpertin in einer 
Auswertung des präsentierten Zahlen-
werks. Dieses offenbart sogar eine Ver-
schärfung der Lage. 2010 waren von 
den durch die BA vermittelten ALG-II-
Beziehern nach einem Jahr immerhin 
noch 57 Prozent in Lohn und Brot, zwei 
Jahre später nur 46,1 Prozent. Pothmer 
nannte das »alarmierend«, die »Nach-
haltigkeitsbilanz« habe sich damit so-
gar verschlechtert.

Noch verheerender fällt die Bilanz 
bei einem längeren Betrachtungszeit-
raum aus. Eine 2012 vom Rheinisch-
Westfälischen Institut für Wirtschafts-
forschung (RWI) im Auftrag der 
Bertelsmann-Stiftung vorgelegte Stu-
die hatte ergeben, dass Unternehmen 
im Schnitt nur sieben Prozent der Zeit-
arbeiter in eine über zwei Jahre hinaus-
gehende Anstellung übernehmen. Zu 
den Legenden der Leiharbeit gehört 
ferner, mit ihr gelänge es leichter, auf 
einer regulären, sozialversicherungs-
pflichtigen Stelle ohne Leiharbeitersta-
tus zu landen. Eine vom Institut für Ar-
beitsmarkt und Berufsforschung (IAB) 
Hessen im Frühjahr veröffentlichte Un-
tersuchung konnte dafür keine Belege 
finden. Die Forscher wiesen lediglich 
nach, dass Zeitarbeiter fünf Jahre nach 
Arbeitsantritt eher einen Job haben als 
andere Arbeitslose – allerdings nur im 
Bereich der Zeitarbeit. Einen »Klebe-
effekt« gibt es demnach lediglich in der 
Branche selbst.

Wirklich lohnend ist das Instrument 
nur für die Ver- und Entleiher – so-
wie für die BA, lässt sich damit doch 
die Statistik prächtig aufhübschen. 
Weil der Erfolg der Arbeitsvermittler 
sich daran bemisst, möglichst vielen 

Erwerbslosen möglichst schnell einen 
Job zu verschaffen, spielen Qualität 
und Nachhaltigkeit keine Rolle. Dazu 
kommt, dass die Weitergabe an Leihar-
beitsunternehmen mit wenig Aufwand 
verbunden ist, und diese Firmen Ar-
beitslose häufig in großer Stückzahl 
abnehmen. Nach den Zahlen der Re-
gierung vermittelt die Bundesagentur 
satte 30 Prozent der von ihr betreuten 
Arbeitslosen in Leiharbeit und damit 
in einen Wirtschaftszweig, der gerade 
einmal 2,5 Prozent aller Erwerbstätigen 
umfasst.

Für Pothmer »zeugt das von einem 
eklatanten Missverhältnis«. Dies gelte 
umso mehr, da Arbeitsverhältnisse in 
der Branche oft nur von kurzer Dau-
er und Niedriglöhne verbreitet seien. 
Der Ansatz »Hauptsache Arbeit« dürfe 
mindestens bei den Arbeitslosen, die 
»für eine stabile Beschäftigung eine 
Qualifizierung benötigten, keinen Vor-
rang mehr haben«, befand die Politike-
rin. Es müsse mehr in Arbeitslose inve-
stiert und mit einer besseren Begleitung 
dafür gesorgt werden, sie dauerhaft in 
den Arbeitsmarkt zu integrieren. »Die 
bisherige Art von On-off-Beschäfti-
gung muss endlich ein Ende haben.«
� Ralf Wurzbacher

Legenden der Leiharbeit
Mit der sogenannten Arbeitnehmerüberlassung landen Erwerbslose häufig wieder auf der Straße
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